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Warumdie Schweiz das
Schah-Vermögennicht einfror

Potentatengelder Die Islamische Revolution im Iran hat vor 40 Jahren dieDebatte über Fluchtgelder
angeheizt. Der Bundesrat schützte das Schah-Vermögen – es sollte der letzte Fall dieser Art bleiben.

Balz Bruppacher

Welche Bedeutung die Entwicklung im
Iran für die Schweiz vor vier Jahrzehn-
ten hatte, macht ein Dokument aus der
Dodis-Datenbank über die Diplomati-
schenDokumenteder Schweizdeutlich.
An Silvester 1978 um10.30Uhr kabelte
der Schweizer Botschafter in Teheran,
Erik-Roger Lang, ein geheimes Tele-
grammandieZentrale inBernmit dem
Hinweis: «Kopie nach Kenntnisnahme
vertraulich vernichten». Seindeutscher
Kollege habe ihn am Vorabend unter
strengster Geheimhaltung darüber in-
formiert, dass sich heute vor 17 Uhr et-
was Schwerwiegendes ereignen werde.
Es könne sich nur um die Abreise von
Schah Reza Pahlavi handeln.

Es dauerte schliesslich bis zum 16.
Januar 1979, bis der Schah das Land für
immer verliess. EinenMonat später teil-
te die iranische Revolutionsregierung
dem Berner Aussenministerium mit,
dass das Vermögen der Schah-Familie
beschlagnahmtworden sei.Die Schweiz
solle jegliche Verschiebung von Eigen-
tum unterbinden. In- und ausländische
Medien spekulierten, dass der Schah in
der Schweiz ein Milliardenvermögen
versteckt habe. Pahlavi ging inGenf zur
Schule; St.Moritz war eine bevorzugte
Feriendestination des Herrschers auf
demPfauenthron.

Furgler ziehtalleRegister
seines rhetorischenKönnens

Für den Bundesrat kam der Sturz des
Schahs insofern in einem speziellen
Moment, als sich Bern in den beiden
vorangegangenen Jahren intensiv dar-
umbemüht hatte, den Schahwegen der
sogenannten Savak-Affäre (siehe Kas-
ten) zu besänftigen. Die Forderung
nach einer Vermögenssperre fiel mit
einer neuen Debatte über das Bankge-
heimnis und dessen Missbrauch durch
ausländische Machthaber zusammen.
Der Finanzplatz erliess als Reaktion auf
denChiasso-Skandal der Kreditanstalt
Standesregeln über die Sorgfaltspflich-
ten bei der Entgegennahme von Gel-
dern. Die SP bereitete ihre Volksinitia-
tive zur Einschränkung des Bankge-
heimnisses vor, die fünf Jahre später an
derUrne klar scheitern sollte. In diesem
Umfeld klärte der Bundesrat genauer
als bei früheren Fällen von vermuteten
Potentatengeldern ab, wie gehandelt
werden kann. Das Resultat war aller-
dings dasGleiche:Der Bundesrat lehn-
te eine vorsorgliche Sperre des Schah-
Vermögens gestützt auf seine aussen-
politischen Notrechtskompetenzen ab
und verwies Teheran auf den Rechts-
weg. Das heisst auf Möglichkeiten im
Schuldbetreibungs- und Konkursrecht
und im Strafrecht, um Ansprüche auf
den Schah-Besitz geltend zumachen.

Federführend imBundesratwar der
damalige JustizministerKurt Furgler. In
einem fulminanten Auftritt erläuterte
derCVP-Magistrat am21.März 1979 im
Nationalrat, wie eine von ihm geleitete
Arbeitsgruppe und anschliessend der
einstimmige Bundesrat zur Ablehnung
des iranischen Gesuchs kamen. «Die
Regierung hat im Zusammenhang mit
der Schah-Geschichte nichts zu verber-
gen», sagte Furgler und fügte hinzu,
«dass es sogar Anlass zu einer beschei-
denen Freude für uns alle sein kann,
wennwir feststellen, dass unsere rechts-
staatlichen Instrumente ausreichen, um
auch so heikle, schwierige Fragen einer
sinnvollenLösung entgegenzuführen.»

Der Justizminister sparte nicht mit
rhetorischen Spitzen gegen SP-Frak-
tionspräsident Heinz Bratschi, der den
dringlichenVorstoss zumSchah-Vermö-
genbegründet hatte. «Wer grundlos im-

mer wieder verdächtigt, der trägt dazu
bei, dass dasVertrauen schwindet», sag-
te Furgler. Denn der Bundesrat handle
nach völkerrechtlich und wirtschafts-
rechtlich einwandfreienÜberlegungen.

DerbilateraleHandel, der einenstar-
kenÜberschussder Schweiz aufwies, sei
ein wertvoller Beitrag an die Entwick-
lung der iranischen Wirtschaft. Es sei
deshalb keineswegs so, «dass wir uns
beimRasierenamMorgenvordemSpie-
gel schämen müssen», sagte Furgler.

DenSP-Politiker rief er auf: «PrüfenSie,
ob es noch haltbar ist, immer wieder in
denRaumzustellen, 10Milliarden stün-
denzurDiskussion.»Furgler schloss sei-
neeinstündigeAntwort aufdieSP-Kritik
mit den Worten: «Ich werde mich, so
lange ich kann, dagegen wehren, dass
man aus opportunistischen Überlegun-
gen Notrecht setzt; der Rechtsstaat ist
und bleibt unsereWaffe – tragen wir ihr
Sorge!» Was die Höhe der iranischen
Guthaben inder Schweizbetrifft, sokam

die Nationalbank in einer Umfrage bei
25BankenzumSchluss, dassdieseEnde
1978gut 1MilliardeFrankenausgemacht
hatten. In diesen Zahlen sind allerdings
die Wertschriftendepots bei hiesigen
Banken nicht enthalten. Zum Immobi-
lienbesitz der Schah-Familie gehörten
damalsnebender für 1,5MillionenFran-
ken erworbenen Villa in St.Moritz auch
eine 9,5-Zimmer-Eigentumswohnung
imgleichenNobelkurort, die 2,4Millio-
nen Franken gekostet hatte, sowie eine
für rund3MillionenFrankenerworbene
Residenz in der Genferseegemeinde
Collonge-Bellerive. Der Schah unter-
standeiner begrenztenSteuerpflicht aus
demLiegenschaftenbesitz in St.Moritz,
die vom Kanton Graubünden seit 1968
erhobenwurde.VonderWehrsteuerwar
er befreit.

HinundHer
umSteuerverzicht

Dokumenten in der Dodis-Datenbank
ist zu entnehmen, dass im Sommer ein
genereller Steuerverzicht für den Schah
erörtert wurde. Der Anstoss kam von
der Bündner Kantonsregierung. Aus
Angst vor Kritik in der Presse regten die
Bündner an, Bern solle das Thema auf-
bringen. Dort zeigte das Aussendepar-
tement Verständnis und verwies auf
analoge Lösungen imFall der Präsiden-
ten Kongos und der Elfenbeinküste,
Mobutu undHouphouët-Boigny. Es lei-
tete das Bündner Anliegen aber an die
Eidgenössische Steuerverwaltungwei-
ter. Diese setzte imNovember 1977 ei-
nen Schlusspunkt und beschied dem
Aussenministerium, solange kein ira-
nischer Antrag vorliege und nicht ge-
wichtigeGründe für ein einseitiges Ent-
gegenkommen sprächen, sollteman es
beim Status quo bewenden lassen. Die
Villa in St.Moritz blieb übrigens trotz
vorübergehender Arrestierung und lan-
gen juristischenAuseinandersetzungen
im Eigentum der Familie.

Am 16. Januar 1979 verlassen Schah Reza Pahlavi und seine Frau, Kaiserin Farah Diba, den Iran per Flugzeug. Bild: Keystone/AP
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DieSchweiz
hatdazugelernt
ImUmgangder Schweizmit zweifel-
haftenGeldernausländischer
Potentaten spiegelt sicheinWerte-
wandel. Im nächsten grossen Fall nach
demSchah galt die Furgler’scheMaxi-
me «Rechtsstaat vorNotrecht» bereits
nichtmehr. ImMärz 1986 verfügte der
Bundesrat eine vorsorgliche Sperre des
Vermögens von FerdinandMarcos –
gestützt aufNotrecht. Ausschlag-
gebendwaren nichtmoralischeÜber-
legungen, sondern einHilferuf aus
der Bankenwelt. Die Schweizerische
Kreditanstalt teilte der Bankenaufsicht
mit, dass umfangreiche Abzüge von
denMarcos-Konten bevorstünden.

Dashätte der Schweiz und ihrem
Finanzplatz einenweltweitenEnt-
rüstungssturmbeschert.Notrecht
kam in der Folge regelmässig zum
Einsatz, wenn es umPotentatengelder
ging. Zuletzt im Fall derMachthaber in
den Ländern des Arabischen Frühlings
und nach dem Sturz von Janukowitsch
in der Ukraine. SeitMitte 2016 gibt es
gesetzliche Kriterien für solche Ver-
mögenssperren. Die sogenannte Lex
Mubarak brachte aber keine Lösung
für die Rückführung der Gelder aus
Ägypten und Tunesien.

Balz Bruppacher

Ein Stück Geschichte der
Schweizer Aussenpolitik

Savak-Affäre Zwei Ereignisse haben
1976 die bilateralen Beziehungen zwi-
schender Schweiz unddemIran schwer
belastet. Zumeinenbesetzten iranische
Studenten am1. Juni dasGeneralkonsu-
lat inGenf undentwendetenDokumen-
te, die offensichtlich belastende Anga-
ben zu den Aktivitäten des iranischen
Geheimdienstes Savak enthielten. Zum
anderen veranlasste der Bundesrat am
18. August die Abberufung des Ersten
Sekretärs der iranischen UNO-Mission
inGenf, AhmedMahdaviMalek. Er hat-
te nach Erkenntnissen der Bundesan-
waltschaft iranische Staatsbürger in der
Schweiz ausspioniert.

Teheran wies die Beschuldigungen
zurück und warf der Schweiz vor, das
Generalkonsulat in Genf ungenügend
geschützt zu haben. Zudem werde die
Strafuntersuchung gegen die Besetzer
vernachlässigt. Diese waren von der
Genfer Justiz nach vorübergehender
Festnahme aus derHaft entlassenwor-
den und setzten sich samt den gestoh-
lenen Dokumenten ins Ausland ab. Es
folgten Repressalien gegen Schweizer

Firmen im Iran undhektischeBeratun-
gen in Bern, wie derHaussegenwieder
ins Lot gerückt werden könnte.

Dabei ging das Aussendepartement
unter anderemdie «Neue Zürcher Zei-
tung» an, ob sie einen Artikel mit
einem«wohlabgewogenenVerständnis
für die Leistungen des Regimes in Per-
sien» veröffentlichen könne. Die drei-
köpfige Bundesratsdelegation für aus-
wärtigeAngelegenheiten erörterte, was
gegen eine geplante Sendung des
Deutschschweizer Fernsehens unter-
nommen werden könnte, die «dema-
gogisch-kritisch und damit für Schah
und Savak vernichtend» ausfallen dürf-
te. Erreichtwurde schliesslich eine zeit-
liche Verschiebung.

Unterdessen sondiertenhochrangi-
geDiplomaten inTeheran,wiemanden
verärgerten Schah beruhigen könnte.
Dies gelang erst im März 1977, als der
iranischeHerrscher einer vom früheren
Nationalbankpräsidenten Edwin Stop-
per geleiteten Delegation eine Audienz
gewährte und deren Entschuldigungen
entgegennahm. (bbp)
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